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II - 1.39 ~r BeHaget! zu den t,;tl'llO?ff1phi,chcII PrMokolkn 

Q«tCl NKtiona!ratlls XV:G~~~';P':i'l~;J;~' 

DER BUNDESMINISTER FÜR INNERES 

Zl. 6.599/65-I1/C/80 

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Dr. EID1ACORA, Dr. TJ1 GRAL und Geno s s en, 
betreffend besorgn.iserregende Zunahme 
von extremistischen ström~ngen. 

Zu Zahl 363/J-lm/1980 

30.3!A8 

1980 "'03- 0 1\ 
I 

zu ~63 jJ 

A n frag e b e an t w 0 r tun g 

Zu der von den Abgeordneten Dr. ERf.1ACOH .... 4., 

Dr.L1CHAL und Genossen in der Sitzung des Nationalra.tes 
vom 21. Februar 1980 an mich gerichteten Anfrage Nr. 363/J­
NR/1980, betreffend besorgniserregende Zunahme von 
extremistischen strömungen, beehre ich mich mitzuteileng 

Zur Frage 1: Der politische Begriff "extremistischll kommt 

in der österreichischen Rechtsordnung nicht vor, 
vielmehr handelt es sich hiebei um. eine nach dem 
jeweiligen politischen Standort des Betrachters 
variable tagespolitische Einstufung bestimmter 
politischer Erscheinungen. Aus diesen Gründen 
scheint mir vom Standpur~t des Leiters des 
Innenressorts eine verbindliche Beantwortung 
dieser Frage nicht möglich. Wenn mit der Frage 
jedoch gemeint ist, ob die politisch motivierten 
Rechtswidrigkeiten anvlachsen, so kann ich fest­
stellen, daß dies nicht der Fall ist. 
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den Fra~en 2 und 3: 
-."--~ ..... -----....,;;.-.;;. Aus der Beantwortung der Frage 1 

ergibt sich, daß für eine Einstufung einer 
politischen Organisation als lIextremistischlt 

durch die Sicherheitsbehörden schon jede 
rechtliche Grundl8,ge fehlt. Aufgabe der Sicher­

heitsbehörden ist es jedoch, rechtswidrigen 

Handlungen - auch solchen mj. t einer pali tischen 

Motivation - mit den ihnen zur Verfügung 
stehenden polizeilichen Mitteln zu begegnen. 

Dieser Aufgabe kommen die Sicherheits­

behörden n8.ch 9 ohne daß es zusätzlicher 111aß­
nahmen bedürfte. 

Zur Fr_~?e 4: Das Parteiengesetz geht auf einen Ini tiati v­
antrag der drei im Parlament vertretenen 
Parteien zurück. 

Eine allfällige Reform dieses Gesetzes 

soll te meines Erachtens vlieder von allen im 

Parlament vertretenen Parteien ausgehen. 

Zur Fra~ 5: Dem geltenden Parteiengesetz ist das Verbot 
einer politiscnen Partei aufgrund der von ihr 
ausgeübten Tätigkeit fremd. Hingegen itferden 
selbstverständlich Angebörige einer politischen 
Partei, ,,,enn sie Rechtswidrigkeiten begeben, 
nach den jevleils heranzuziehenden Rechtsvor­
schriften . zur VeraJ:ltwortung gezogen; dies 

gal t und gilt auch für die Angehörigen der Alffi. 

3. 1'1&::'z 1980 
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